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Dienſtboten-Armenverſorgungs-Fonde. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Beſtimmungen des prov. Gemeindegeſetzes v. 17. März 1849, R. (. B. 170 in 
Betreff des Heimatrechtes haben erſt mit der Gonftituirung der jeweiligen Ge⸗ 
meinde auf Grund jenes Geſetzes Wirkſamkeit erlangt. 

Zum Falle, ob für die Fortführung eines conceſſionirten Gewerbes nach dem Tode 
des Conceſſtonsinhabers die Witwe den Vorrang vor der Concursmaſſe habe. 

Notiz. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Dienſtboten-Armenverſorgungs-Fonde. 


Ueber dieſe Frage bringt das „Kärntneriſche Gemeinde-Blatt“ “) 
aus der Feder des Gemeindevorſtehers C. F. Gantſchnigg in Dit 
manach nachſtehende Auseinanderſetzung: 


5 Die Verſorgung der Armen, insbeſonders der alt, arbeitsun⸗ 
fähig und gebrechlich gewordenen Dienſtboten iſt unſtreitig eine der 
wichtigſten Aufgaben und Obliegenheiten der Gemeinden und greift 
ſo ſehr in das humane Leben ein, daß dem Gegenſtande nicht genug 
Aufmerkſamkeit zugewendet werden kann, auf welche Art dieſem wun⸗ 
den Theile am angemeſſenſten und wirkſamſten Heilung gebracht wer- 
den könnte. 8 

Am Lande iſt es der Grundbeſitzer faſt ausſchließlich, dem die 
Laſt der Verſorgung zufällt, welche in manchen, beſonders au frequen⸗ 
ten Straßen gelegenen Orten, zur drückenden, höchſt läſtigen Steuer 
wird. Nimmt man, nebſt billiger Berückſichtigung der gegenwärtigen, 
faſt unerſchwinglichen Steuern, den häufigen Schuldenſtand und die 
daraus erwachſenden Intereſſenzahlungen, die hohen Löhnungen und 
ſonſtigen geſteigerten Anſprüche der Dienſtboten, die Vertheuerung 
aller dem Landwirth zur Beſtellung ſeines Hausweſens erforderlichen 
Artikel in Betracht, ſo muß daraus die Ueberzeugung erwachſen, daß 
die Laſt der ausſchließlichen Erhaltung dieſer leiſtungsunfähig gewor⸗ 
denen, lediglich in Verſorgung zu übernehmenden Individuen eine 
weſentliche iſt und fernerhin vom Grundbeſitzer allein nicht mehr 
getragen werden kann. f 

Dieſe Bürde muß jedoch demungeachtet getragen werden, denn 
wo der wohlwollende Sinn der ehemaligen Dienſtgeber zur Verſor⸗ 
gung ihres bei irgend welcher Arbeitsleiſtung zum Krüppel gewor⸗ 
denen oder durch die während einer Reihe vieler Lebensjahre geleiſte⸗ 
ten Dienſte geſchwächten und gebrechlich gewordenen Dienſtboten nicht 


*) Kärntn. Gemeinde- Blatt, herausgegeben von Dr. Eduard Herrmann, 
II. Jahrg. 1874, Nr. 9, Seite 181 ff. Wir machen bei dieſer Gelegenheit unſere 
Leſer auf dieſes gut redigirte Blatt aufmerkſam. 
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Stand hält, ſo iſt es das Geſetz, welches ihm die Verſorgung in der 
Zuſtändigkeitsgemeinde anweiſt. Doch — lieber Himmel! wie ſieht 
es da wohl häufig aus mit dieſer Verſorgung? Es heißt leider in 
ſo vielen Fällen: „Kannſt nicht mehr arbeiten, — Dein Brod Dir 
verdienen, ſo nimm' den Bettelſack.“ — Und der gebrechliche, durch 
Fleiß und Anſtrengung hinfällig gewordene Greis, der einſt als thä⸗ 
tiger Viehfütterer mit regem anerkeunungswerthem Eifer wohlgenährtes 
Zucht⸗ und Maſtvieb der Wirthſchaft beſchaffen, die nun gebeugte 
Matrone, deren eiuſt gut beſorgtes Meltvieh und Kälber den gedeih— 
lichen Zuwachs des Viehſtandes geſichert, werden nicht ſelten von den 
Erben und Beſitznachfolgern, welche ihren Dienſtbotenſtand mit jün— 
geren Arbeitskräften ergänzen, in die Luft geſetzt und an deu Bettel— 
ſtab angewieſen. — 

Beſteht nun kein Armenfond in der Gemeinde, ſo ſieht es mit 
der Unterſtützung dieſer Ableber um ſo übler aus; dieſelbe beläuft 
ſich dann wohl nur auf einige Gulden, welche eben nur hinreichen 
zur Anſchaffung der zum Bektelgang nothwendigen Beſchuhung. Die 
Wohnung, die dem Alter ſo nothwendige warme Stube, Kleidung, 
Verpflegung, bleibt dem überlaſſen, der die Lilien am Felde ernährt! 

Der aus Landwirthen beſtehende Gemeinde-Ausſchuß, welcher 
die Ueberbürdung mit vielfachen Belaſtungen in drückendſter Weiſe 
fühlt, ſträubt ſich, eine größere Umlage auf den Steuergulden zu 
dieſem Zwecke zuzugeſtehen — und ſo iſt das Loos dieſer armen, 
ausgedienten Leute ein wirklich bedauernswerthes. Dieſem Uebelſtande 
ſoll und muß jedoch endlich abgeholfen werden. 

Erwägt man das gegenwärtige, durch Mangel an tüchtigen, 
meiſt von den Gewerkſchaften und Fabriken der Landwirthſchaft 
entzogenen Dienſtboten herbeigeführte hohe Entlohnungsverhältniß, fo 
muß man geſtehen, daß es noch nicht da war, und daß es unfaßlich 
iſt, wie dasſelbe von den Beſitzern überhaupt noch getragen werden 
kann. Selbes ſteht ſo außer allem Gleichgewichte zu den mit Laſten 
überbürdeten mit ihren Einkommen jo allen Zufälligkeiten preisgege— 
benen Landwirthſchaften, daß der Gedanke, dieſe nun ſo koſtſpielig 
gewordenen, mit ſo vielen ungerechtfertigten Anſprüchen ſich tragenden 
Dienſtboten auch noch über die Zeit ihrer Dienſtleiſtung hinaus erhal— 
ten zu ſollen, man muß geſtehen, nicht unbegründet ein herber iſt 
und die Grundbeſitzer mit unzufrieden macht. 

Mit der Beſeitigung der Speuſer und bockledernen Unaus⸗ 
ſprechbaren, dem raßenen Weiberrock, Stoffe welche der Zeit und 
Witterung trotzen, iſt ein Lnxus insbeſonders mit den Kleidern, in 
das Dienſtvolk gefahren, der keine Grenzen kennt, und da ein Matth. 
Corvinus aus Genf eine ſtandesgemäße Kleidertracht nicht mehr feſt⸗ 
ſtellt, jo muß der Dienſtherr es ſich gefallen laſſen, wenn fein Knecht 
des Sonntags am Kirchplatz ſich in gewichſten Stiefeln, Struckhoſen, 
feintüchenem Rode, Sport-Hute und der unvermeidlichen Cigarre; die 
Magd mit Sammtſpenſer, Seidenſchürze und Lackſchuhen ſich blähen, 
während der Dienſtgeber, welcher dies Alles zu beſtreiten gezwungen 
iſt, gar häufig in groben Schnürſchuhen und Lodenbekleidung, ganz 
beſcheiden an ihnen vorübergeht. 


„Dieſer gewichſte Burſche“ verbringt den ſchönen Sonntag an 
der Kegelbahn der Dorfſchänke, der Bauer jedoch ſchleicht gedrückten 
Sinnes an den ſchlecht beſtandenen Saatfeldern oder der durch Ele— 
mentarunfälle vernichteten Ernte entlang, kehrt bekümmert heim und an- 
ſtatt im Kreiſe feiner Familie Zerſtreuung und Troſt zu ſuchen, quält ihn 
der Gedanke: wie werde ich die Meinigen ernähren, woher für ſie 
Brod nehmen? 

In Anſchauung dieſer aus dem Leben entnommenen Bilder, 
drängt ſich der Gedanke als ein in den obbezeichneten Verhältniſſen 
begruͤndeter, als vollberechtiget heran, daß nicht mehr der Landwirth 
allein, deſſen prekäres Einkommen feine Exiſtenz überhaupt ſchwankend 
macht, ſondern daß bei den gegenwärtig über das wirkliche Bedürfniß 
geftellten Entlohnungen der Dienſtbote auch ſelbſt für Sicherung feiner 
Zukunft mit Sorge trage. Will er dies nicht — will er von ſeiner 
über den wirklichen Bedarf hinausgehenden, nur dem Luxus Bahn 
öffnenden Entlohnung nichts zurücklegen, und zu keinem freiwilligen 
Sparſyſteme ſich bequemen, was ſich bisher bei mehrfach eingeleiteten 
Verſuchen, bei Gründungen von Sparvereinen u. dgl. leider thatſäch— 
lich erwieſen hat, — ſo foll er directe dazu verhalten werden, was 
durch eine Auflage auf ſeine Löhnung zu bewerkſtelligen ſein wird. 

Von der Nothwendigkeit einer ſolchen Maßregel überzeugt, 
wurde nun in dieſer Gemeinde (Ottmanach) in der Verſammlung 
vom 20. Mai d. J. der Antrag zum Beſchluß erhoben, daß jeder 
Dienſtbote von ſeiner baaren Löhnung, von zehn Gulden und aufwärts 
drei Percent zum Zwecke ſeiner einſtigen Verſorgung zu entrichten 
habe. In der gegenwärtigen Zeit iſt Alles beſteuert, der Beſitzer am 
meiſten; der Gewerbsmann, der Kaufmann, der Handwerker, der 
Prieſter, der Beamte durch Abzüge, der Capitaliſt — nur der Dienſt— 
bote nicht. Und warum ſoll gerade dieſer, welcher gegenwärtig durch 
hohen Lohn beſonders begünſtiget iſt, und feine Bezüge zu beanſpru⸗ 
chen hat, gleichviel, ob Elementarunfälle die Ernten des Dienſtgebers 
zerſtören, und er dadurch in Noth und Mangel geſetzt wird, ob eine 
Finanzkriſis den Capitaliſt arm macht, ob die Concurrenz nach außen 
den Speculanten, Gewerbsmann und Handwerker im Verkaufspreiſe ſeiner 
Producte herabſetzt, leer ausgehen. 

Die Gemeinde Ottmanach zählte im Vorjahre 1873 bei einer 
Einwohnerzahl von 1100 Seelen 146 baar belohnte Dienſtboten 
beiderlei Geſchlechtes. 


Deren Leihkäufe betrugen 1343 fl. — kr. 
„ Löhnungen „ 3285 „ — „ 
„ Emolumente „ n „ 

deren Bequartierung und Verköſtung, welche per 

Kopf auf mindefteus 120 fl. angenommen werden 

muß, beträgt das runde Sümmchen von 17520 „ n 


(wobei de Nichtbeſoldeten, deren Zahl auf ¼ů Theil 
angenommen werden können, nicht eingerechnet ſind.) 

Im Ganzen daher 23.541 fl. — kr. 
fürwahr ein erſchreckender Betrag, wenn man erwägt, daß derſelbe 
faſt ausſchließlich nur aus dem Erlöſe landwirthſchaftlicher, dem Miß— 
rathen ſo ſehr ausgeſetzten Erzeugniſſe beſtritten werden muß. 

Da dieſe drei Percente nur von den baaren Löhnungen in der 
Summe von 3285 fl. behoben werden, fo beziffert ſich aus dieſem 
Betrage eine Tangente von 98 fl. 58 kr. und es kaun bei dem Um⸗ 
ſtande, als die Gemeinde bereits ein Armencapital beſitzt, deſſen 
Zinſen mit den laufenden Zuflüſſen, als Muſik-Licenz⸗Strafgeldern u. a. m. 
bereits zweimal des Jahres entſprechende Armenbetheilungen ermög- 
lichen, und demungeachtet ſeit Uebergang in die Gemeindeverwaltung 
im Jahre 1871 eine Capitalsvermehrung von 494 fl. 97 kr. zuläſſig 
machten, einſtweilen zurückgelegt werden und ſo in einem Decennium 
einen ganz anfehnlichen Zuwachs erhalten. Es tft anzunehmen, daß von 
den 146 Coutribuenten (welche als Durchſchnittszahl angenommen 
werden können) kaum der zehnte Theil zu wirklicher Verſorgung ges 
langt, da erfahrungsgemäß Auswanderungen und Todtfälle die Zahl 
der Reflectanten reduciren. 

Ohne maßgebend ſein zu wollen, erlaubt ſich der Gefertigte 
die Punkte, welche bei der Ausſchußverſammlung zu Beſchluß gebracht 
worden ſind, anzuführen, eines Theils, um Gemeinden, welche den 
gleichen Beſchluß faſſen wollen, vielleicht willkommene Fingerzeige zu 
geben, andern Theils um Vorſchlägen zur Vervollkommnung, wie ſie 
durch Nachdenken, Erfahrungen Anderer, neu geſchaffenen Entwürfen 
Gedeihen bringen können, Zugang zu verſchaffen. 
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Dieſe Punkte lauten: 

1. Soll, wie erwähnt, dieſe Auflage darin beſtehen, 
daß der Dienſtbote von feiner baaren Löhnung von 
zehn Gulden und aufwärts, drei Percent, d. i. 3 kr. pr. 
Gulden, entrichte. 

2. Wird dieſe Tangente auf Grundlage der alljährlich aufzuneh⸗ 
menden Dienſtboten Verzeichniſſe durch den Dienſtgeber bei der Lohnes— 
Entfertigung (geſchehe dieſelbe unter dem Jahre oder zur Zeit der 
allgemeinen Entfertigung) nach der ganz einfachen, jedem Schulkinde 
geläufigen Berechnung, „vom Gulden 3 kr.“, eingehoben, vielmehr 
dem Dienſtboten in Abzug gebracht und an die Gemeindeverwaltung 
übergeben werden, welche, nach dem allfällig zu leiſtende Unterſtützun 
gen in Abzug gebracht werden, den Reſt unter Beiziehung der Ge- 
meinderäthe zur Fructificirung in die Sparcaſſe unter dem Titel 
„Armenverſorgungs⸗Fond“ erlegt. 

Die Manipulation iſt ſo einfach, wie nur möglich, und be— 
ſchränkt ſich lediglich auf die Ausfüllung der Rubriken 6, 7, 8, 10 
und 11, der bei J. und F. Leon bereits aufgelegten Druckſorten; die 
Berechnung wird auch dem einfachſten Gemeindeſecretär keine Schwie— 
rigkeit verurſachen. 

Es iſt anzunehmen, daß im günftigen Falle bei Gemeinden 
mit einer Bevölkerung von 2000 Seelen ein Zuwachs von jährlich 
200 fl. ſich ergibt, woraus nach Abzug der zu leiſtenden Unterſtü— 
tzungen nach Verlauf von zehn Jahren ein nicht zu unterſchätzendes 
Capital ſich gebildet haben wird. 

3. Dieſe drei Percente ſind von ſämmtlichen Dienſtboten mit 
zehn Gulden Lohn und aufwärts ohne Unterſchied einzuheben, gleich « 
viel, ob ſelbe der Gemeinde zuſtändig ſind oder nicht. Doch 
erwerben ſich die nicht Zuſtändigen nur erſt dann einen Anſpruch auf 
ſeinerzeitige Unterftügung, wenn ſelbe durch zehn Jahre mit oder 
ohne Unterbrechung in der Gemeinde brav gedient haben, 
worüber ſich ſelbe ſeinerzeit mit Zeugniß ihres Dienſtbuches auszu— 
weiſen haben. Dies wird zugleich ein Sporn ſein, daß ſie ſich die 
vorgeſchriebenen Einzeichnungen fleißig angelegen fein laſſen. 

4. Die Vertheilung an die Armen wird durch eine Armen- 
commiſſion, beſtehend aus dem Obmanne in der Perſon des Ge— 
meindevorſtehers und den Armenvätern, wozu namentlich der durch 
die Functionen ſeines Berufes, welcher oft einen tiefern Einblick in 
die Lagen und Verhältniſſe der verſchämten Armen gewährt, qualifi— 
cirte Ortsſeelſorger beizuziehen iſt, zweimal des Jahres, nämlich im 
Frühjahre und vor Eintitt des Winters, vorgenommen. 

Selbe werden, je nach dem Grade der Dürftigkeit und ſelbſt⸗ 
verſtändlich der Größe des vorliegenden Fondes, in drei auch vier 
Claſſen eingetheilt, bekommen ihre Beträge baar an die Hand, mit 
Ausnahme dort, wo Trunkſucht, Unwirthſchaft oder Unzurechnungs— 
fähigkeit eine Bevormundung nothwendig macht. Durch dieſe Art der 
Betheilung erhalten bei dem Umſtande, daß die Armencommiſſion ihr 
Amt ſelbſtverſtändlich unentgeltlich verfieht, die Bedürftigen den ganzen 
Betrag ungeſchmälert. Hiedurch entfällt jede ſpeculative Verpflegungs⸗ 
und Verſorgungs-Adminiſtration der Spitäler. Die Armen ſind ſelbſt 
am beſten in der Lage, bei ihren Verwandten, Freunden, gutherzigen 
alten Dienſtgebern durch gute Worte und kleine, ihren Kräften an— 
gemeſſene Dienſtleiſtungen ſich Wohnung, und in Krankheitsfällen 
Pflege zu verſchaffen und ſich angemeſſen zu bekleiden. 

Sogeſtaltig werden in der hierortigen Gemeinde jährlich 25 Arme 
verſorgt, erhalten je nach dem Grade ihrer Dürftigkeit zu 15, 12, 
8 fl., ſind ſämmtlich wohnlich untergebracht und ordentlich bekleidet. 

5. Da anzunehmen iſt, daß von den Contribuenten kaum der 
zehnte Theil einſtige Verſorgungs⸗Anſprüche erheben werde, da wie 
bereits erwähnt, durch Todtfall, Auswanderung und anderwärtige Ver— 
ſorgung jo Manche entfallen, ſo kommen deren ganze, während ihrer 
Dienſtjahre eingezahlte Beträge dem Fonde zu Gute. 

6. Die Dienſtboten, wenn ſie auch anfangs über die gegen ſie 
verhängte Auflage gewaltig ſtutzen werden, ſind im guten Sinne 
aufzuklären und ihnen einzuſchärfen, daß dieſe Maßregel nur 
in ihrem eigenen Intereſſe, zu ihrer eigenen dereinſtigen beſſeren 
Verſorgung eingeführt werde, und daß dieſe Beiträge von 3 kr. vom 
Gulden, ja ohnehin ſehr geringe ſind. 

7. Jedem Gemeindegliede ſteht es frei, ſich über die Gebah- 
rung durch Einſicht der Sparcaſſebüchel Ueberzeugung zu verſchaffen. 
Die Vertheilung der Gaben hat ſtets in Anweſenheit ſämmtlicher 


Armen zu geſchehen, doch iſt es geftattet, in beſonders berückſichti⸗ 
gungswürdigen Fällen, als Krankheit, augemeſſene Vorſchüſſe zu geben. 
8. Da nach § 8 der Gemeindeordnung alle Verfügungen, welche 
auf eine neue Beſteuerung von Perſbulichkeiten Körperſchaften teflec- 
tiven, dem hohen Landtage zur Prüfung und Genehmigung vorzule⸗ 
gen ſind, ſo iſt auch dieſer geſtellte Antrag nach erfolgtem Beſchluſſe 
zur Ratification zu unterbreiten. — Es wird daher unter Einem be⸗ 
ſtimmt, dieſen Beſchluß dem hohen Landtage zur Erwirkung eines 
Landesgeſetzes behufs Einhebung obiger Auflage vorzulegen und die 
Genehmigung einzuholen. . 

Dieſer in feinen einzelnen Punkten hier angeführte Beſchluß 
wurde zu Folge $ 81 des G. G. öffentlich kund gemacht, und wurde 
dagegen keinerlei Einſprache oder Proteſtation erhoben. 

Man kann ſich der ſicheren Erwartung hingeben, daß durch 
Einführung dieſer Maßregel der Sinn für Sparſamkeit bei vielen 
Dienſtboten angeregt, und daß durch die Ausſicht auf dereinſtige Ver⸗ 
ſorgung, worauf ſich der Contribuent ein Recht erwirbt, wir zufriedenere 
Umgebung uns ſchaffen werden. 

Die allgemeine Einführung dieſer Verſorgungsweiſe 
hätte für jene Dienſtboten, welche in auswärtigen Gemeinden und 
Ländern ihre Dienſtjahre zugebracht haben, und erſt im Alter oder 
mit Gebrechen behaftet heimkehren und hier zur nicht unbegründeten 


N. unterſtützte die Ablehnung der Gemeinde O. „Denn Wenzel K. 
habe ſich in O. ſeit der Erlaſſung des proviſ. Gemeindegeſetzes vom 
17. März 1849 bloß 3 Jahre 8 Monate und 14 Tage aufgehalten, 
ſomit daſelbſt das Heimatrecht im Grunde des § 12 Abf. b) jenes 
Geſetzes durch Duldung ohne Heimatſchein nicht erlangen können. Des⸗ 
gleichen habe Wenzel K. durch den 31. Auguſt 1849 erfolgten An⸗ 
kauf der Realität Nr. 453 in O. und durch die häusliche Niederlaſ⸗ 
ſung daſelbſt ein Heimatrecht nicht erlangen können, weil zu dieſer 
Zeit ſchon das Gemeindegeſetz vom Jahre 1849 in Wirkſamkeit ſtand. 
Wenzel K., welcher nach der im September 1848 erreichten Groß 
jährigkeit ſelbſtändig kein anderes Heimatrecht erworben habe, müſſe 
daher der Zuſtaͤndigkeit ſeines Vaters nach P. folgen.“ 

Die Statthalterei hat in erſter Inſtanz nachſtehende Entſcheidung 
gefällt; „Wenzel K. iſt der am 9. September 1824 geborene Sohn 
des Martin K.; derſelbe bat bis in das Jahr 1849 beziehungsweiſe 
bis zu ſeiner am 30. October 1849 erfolgten Verehelichung mit 
ſeinem Vater im Familienverbande gelebt und auch nach dieſem Zeit— 
punkte felbſtſtändig kein Heimatrecht erworben. Jusbeſondere hat er 
ein ſolches nicht durch häusliche Niederlaſſung in O. nach dem 9. 
September 1848 als dem Tage der erreichten Großjährigkeit erwor— 
ben, weil er bis über den 1. Mai 1849 hinaus — alſo bis zum 
Erlöſchen der Wirkſamkeit des Conſcriptionspatentes noch im Familien⸗ 


Unzufriedenheit der heimiſchen Armen, welche der Gemeinde ſtets ihre | verbande ſtand, überdies auch noch unverehelicht war und daher von 
Kräfte geopfert und daher mehr Anſpruch auf Verſorgung ſich ers einer häuslichen Niederlaſſung desſelben keine Rede fein kann. Wenzel 
wirkt haben, zur Laſt fallen, das Gute, daß zu einer entſprechen-[K. folgt daher dem Heimatrechte feines Vaters Martin, welches der 
den Vertheilung der Erhaltungslaſt, Beiträge aus jenen Letztere am 9. September 1848, als dem Tage der von Wenzel K. 
Gemeinden, denen dieſe Heimgekehrten ihre Dienſte zugewendet haben, erreichten Großjährigkeit innehatte, nachdem Wenzel K. erſt nach er- 


geleiſtet werden können. 

Hand in Hand mit dieſer Einrichtung ginge die Abſtellung 
jeder anderen Hausbetheilung, daher eine allgemeine Einfüh⸗ 
rung dieſer Betheilung durch Armencommiſſionen, wie ſelbe in früheren 
Zeiten zur allgemeinen Zufriedenheit eingeführt waren, und in manchen 
Orten noch beſtehen. Dieſe Art der Armenerhaltung würde gewiß 
auch in größeren und geſchloſſenen Orten mit Freuden begrüßt werden, 
da hiedurch die Gaben den wahrhaft Armen zugewendet würden und 
die Einwohner von der großen Plage des Bettelweſens in den Woh- 
nungen und von der Gefahr durch Gauner in der Sicherheit der 
Perſon und des Eigenthumes gefährdet zu werden, befreit würden. 

Bei den höheren Löhnungen der Dienſtboten in Märkten und 
Städten würden auch die Tangenten reichlicher entfallen; es würde 
ſich ein verhältnißmäßig ergiebigerer Unterſtützungsfond bilden, und 
die Verſorgung der Ortsarmen mit der Zeit größtentheis aus jenen 
Quellen geſchöpft werden können, welche vor Allem dazu am meiften 
berufen ſind, aus den Erſparniſſen des einſtigen Ueberfluſſes 
durch den Aſpiranten ſelbſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


. 4 sarlete Ma 1849 
Gemeindegeſetzes v. 17. März 2849, 
haben erſt mit der Con⸗ 
Wirk⸗ 


Die Beſtimmungen des prov. 

N. G. B. 12 in Betreff des Heimatrechtes hab m 

ſtituirung der jeweiligen Gemeinde auf Grund jenes Geſetzes 
ſamkeit erlangt. 


In Bezug auf die Heimatsverhältuiſſe des Wenzel K. liegen 
folgende Daten vor. Wenzel K wurde im Jahre 1824 geboren. Der Vater 
desfelben, Martin K, wurde im Jahre 1846 Mühlenbeſitzer in P. 
und blieb dort bis zum Jahre 1848, wo er ſeine Mühle verkaufte 
und im September desſelben Jahres nach O. überſiedelte. Hier kaufte 
er eine Mühle zu Handen ſeines Sohnes Wenzel, worüber der Ver⸗ 
trag unterm 31. Auguſt 1849 ausgefertigt wurde. Bis zu dieſem 
Zeitpunkte hatte der Sohn Wenzel immer im Familienverbande bei 
ſeinem Vater Martin gelebt; vom Jahre 1849 lebte aber der Vater bei 
ſeinem Sohne, bis er im Jahre 1866 ſtarb. Wenzel K. verkaufte 
mit Vertrag vom 30. September 1852 ſeine Mühle und hielt ſich 
ſpäter an verſchiedenen Orten, jedoch in der Zeit vom Jahre 1852 
bis 1863 nirgends durch vier Jahre auf. Ein Heimatrecht wurde 
ihm nicht verliehen. Keine der in Frage kommenden Gemeinden wollte, 
und auch die Gemeinde O. nicht, ſich zur Anerkennung des Heimat⸗ 
rechts des Wenzel K. verſtehen. } 

Die der Gemeinde O. vorſtehende Bezirkshauptmannſchaft in 


reichter Großjährigkeit aus dem Familtenverbande getreten iſt. Zu 
dieſem Zeitpunkte war aber Martin K. in P. heimatberechtigt, weil 
er daſelbſt unter der Herrſchaft des Conſeriptionspatentes das Heimat⸗ 
recht durch Ankauf von Grundſtücken, jedenfalls aber durch häusliche 
Niederlaſſung erworben hat, indem feſtſteht, daß er in P. vom Jahre 
1846 bis zum Jahre 1848 als Müller und Beſitzer der Mühlrealität 
Nr. 5 lebte.“ 

Im Miniſterialrecurſe machte die Gemeinde P. geltend, daß 
Martin K. wohl die Mühle in P. erkauft habe, da er jedoch wegen 
Mangel an Geld den Kaufbedingniſſen nicht nachkommen konnte, ſo habe 
er die Mühle nach kurzer Zeit wieder verkauft und ſich auf einer 
Mühle bei O. niedergelaſſen. Weder Martin K., noch deſſen Sohn 
Wenzel hätten hiernach die Zuſtändigkeit in P. erlangen können. 

Dieſer Berufung der Gemeinde P. hat das Miniſterium des 
Innern unterm 31. October 1874, 3. 18.409 Folge gegeben und 
unter Behebung der angefochtenen Statthaltereientſcheidung erkannt, 
daß dem Wenzel K. das Heimatrecht in der Gemeinde O. zuſtehe, 
„weil derſelbe nach Ausweis der vorliegenden Erhebungen in O. noch 
vor dem Zeitpunkte, wo die Conſtituirung dieſer Gemeinde im Grunde 
des proviſ. Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849, Nr. 170 R. G. 
erfolgt iſt, und die Wirſamkeit der Beſtimmungen dieſes Geſetzes über 
die Zuſtändigkeit beginnen konnte, die Mühlrealjät Nr. 453 angekauft 
und durch häusliche Niederlaſſung das Heimatrecht daſelbſt noch im 
Grunde des § 26 des Conſcriptionspatentes vom 25. October 1804 
erlangt hat und weil dieſes Heimatrecht nach den Vorlagen ſeither 
durch Erwerbung eines andern nicht erloſchen iſt.“ \ K. 


Zum Falle, vb für die Fortführung eines conceſſionirten Gewerbes 
nach dem Tode des Conceſſionsinhabers die Witwe den Vorrang 
vor der Concursmaſſe habe. 


In der zu dieſem Falle in der vorigen Nummer dieſer Zeit⸗ 
ſchrift (Nr. 48 de 1874 auf Seite 191) gebrachten Mittheilung hat 
ſich ein Irrthum eingeſchlichen. Die dort angeführte Entſcheidung des 
Miniſteriums des Innern vom 12. Juni 1874, 3. 8677 iſt nicht 
expedirt worden, alſo nicht erfloſſen. Es iſt vielmehr in der Sache 
vom Miniſterium des Innern unterm 9. October 1874, 3. 15.246 
folgende Entſcheidung hinausgegeben worden: „Dem Recurſe der 
Emma D. gegen die Statthaltereientſcheidung wird keine Folge ge— 
geben, weil Emma D. laut ihrer ſchriftlichen Erklarung vom 24. 
Februar 1874 das Schankgewerbe ihres verſtorbenen Mannes von der 
Concursmaſſe gepachtet und hiedurch das Recht der Concursmaſſe, das 
fragliche Gewerbe fortzuführen, ſelbſt anerkannt hat.“ —T. 


Notiz 


(Zur Reform der preußifchen Verwaltung.) Die „Provinzial: 
Correſpondenz“ gibt über die vom preußiſchen Landtage für die Reform der preu⸗ 
ßiſchen Verwaltung zu löſenden Aufgaben den nachfolgenden Ueberblick: 

Durch die neue Kreisordnung — heißt es daſelbſt — iſt die Reform der all- 
gemeinen Landesverwaltung zunächſt in einem großen Theile der Monarchie 
angebahnt. 

Während der Schwerpunkt der Verwaltung bisher in den aus berufsmäßigen 
Beamten zuſammengeſetzten Bezirksregierungen ruhte, welche die doppelte Function 
von Verwaltungsgerichtshöfen in ſich vereinigten und ſich zur Erledigung ihrer Ge— 
ſchäfte der Kretsbehörden, der Landräthe, als ihrer Organe bedienten, iſt durch die 
Kreisordnung der Schwerpunkt der Verwaltung aus den Regierungsbezirken in die 
Kreiſe verlegt worden. Es iſt für jeden Kreis ein Kreisausſchuß gebildet, beſtehend 
aus einem Staatsbeamten, dem Landrathe, als Vorſitzenden und ſechs Laien-Mit⸗ 
gliedern, welche ihr Amt als ein unentgeltliches Ehrenamt verwalten. Der Kreidaud- 
ſchuß iſt der Mittelpunkt der Selbſtverwaltung des Kreiſes; als Organ der Kreis— 
corporation liegt ihm die Verwaltung der Kreis⸗Communalangelegenheiten, als Organ 
des Staats liegt ihm zugleich die Wahrnehmung von Geſchäften der allgemeinen 
Landesverwaltung ob. In letzterer Eigenſchaft fungirt er ſodann einerfeits als 
Verwaltungsgericht erſter Inſtanz für ſtreitige Verwaltungsſachen, anderer: 
ſeits als Verwaltungscollegium, welches insbeſondere berufen iſt, die Aufſicht über die 
Communalangelegenheiten der Amtsbezirke, der ländlichen Gemeinden und ſelbſtändigen 
Gutsbezirke zu führen, bei dem Erlaß kreispolizeilicher Verordnungen, wie bei der 
Erledigung verſchiedener anderen Verwaltungsſachen mitzuwirken und ſein Gutachten 
über alle Angelegenheiten abzugeben, welche ihm von den Staatsbehörden überwieſen 
werden. Demgemäß iſt auf die Kreisausſchüſſe eine große Zahl von Angelegeuheiten 
theils adminiſtrativer, theils jurisdictioneller Natur übertragen worden, deren 
Erledigung bisher den Regierungen oblag. 

Es iſt ferner für jeden Regierungsbezirk ein Verwaltungegericht eingeſetzt, 
welches aus zwei berufsmäßigen Beamten, einem Verwaltungs- und einem richterlichen 
Beamten, ſowie aus drei Laien⸗Mitgliedern beſteht und über ſtreitige Verwaltungs⸗ 
fachen in der zweiten Inſtanz, fowie in gewiſſen Streitſachen, insbeſondere in jtrei- 
tigen Armen- und in Expropriationsſachen in erſter Inſtanz zu entſcheiden hat. Der 
Präſident der Bezirksregierung iſt befugt, jederzeit den Vorſitz im Verwaltungsge⸗ 
richt mit vollem Stimmrecht zu übernehmen. Er iſt dadurch in die Lage geſetzt, den 
inneren Zuſammenhang zwiſchen der Verwaltungsjurisdiction und der eigentlichen 
Verwaltung in erwünſchter Weiſe aufrecht zu erhalten. 

Zur Weiterführung des mit der Kreisordnung auf dem Gebiete der commu⸗ 
nalen und allgemeinen Landesverwaltung zunächſt für die Provinzen Preußen, Bran⸗ 
denburg, Pommern, Schleſien und Sachſen begonnenen Reformwerks bedarf es des 
Erlaſſes ähnlicher Geſetze auch für die übrigen Provinzen der Monarchie, ſodann 
des Erlaſſes einer Provinzial⸗Ordnung, eines Geſetzes wegen Dotation der Provinzial⸗ 
verbände mit Fonds zur Selbſtverwaltung, unter Uebertragung ſtaatlicher Verwal⸗ 
tungszweige wirthſchaftlicher Natur, fo wie endlich des Erlaſſes eines Geſetzes wegen 
Einſetzung von Verwaltungsgerichten außerhalb des Geltungsbereiches der Kreis, 
ordnung, wegen Errichtung eines oberſten Verwaltungsgerichtohofes und wegen Re⸗ 
gelung des Verwaltungs ⸗Streitverfahrens. 

Es ergibt ſich hieraus das Bedürfniß folgender Geſetzgebungs-Arbeiten: 

Für die Provinzen Weſtphalen, Rheinland und Heſſen-Naſſau wird zugleich 
mit einer neuen Kreisordnung eine neue Landgemeinde- und Städteordnung zu erlaſſen 
fein, da in jenen Provinzen zur Zeit nicht weniger als 11 verſchiedene Gemeindever⸗ 
faſſungsgeſetze gelten, auf welchen ſich eine einheitliche Kreisverfaſſung nicht aufbauen 
laſſen würde. 

Für die Provinz Poſen iſt im Anſchluſſe an den aus dem Abgeordnetenhauſe 
hervorgegangenen Geſetzesvorſchlag der Entwurf einer neuen Kreisordnung aufgeftellt 
worden. 

Der dem Landtage bereits in der vorigen Seffton vorgelegte Entwurf einer 
Provinzialordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien 
und Sachſen ift auf die Provinzen Poſen, Weſtphalen und Rheinland ausgedehnt wor— 
den. Auch werden nach dem Vorbilde vieſes Entwurfes neue Bezirks⸗Communalord⸗ 
nungen für die Regierungsbezirke Wiesbaden und Caſſel entworfen werden. 

Ein beſonderer Geſetzentwurf betrifft die Verfaſſung und Verwaltung der neu 
zu bildenden Provinz Berlin. 

Es iſt ferner der Entwurf eines Geſetzes wegen der Dotation der Provinztal- 
verbände vorbereitet, fo wie der ſchon früher ausgearbeitete Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend die Einſetzung von Verwaltungsgerichten und eines oberſten Gerichtshofes 
für ftreitige Verwaltungsſachen, mit Ruͤckſicht auf die anderen organiſchen Geſetze einer 
vollſtändigen Umarbeitung unterworfen worden. 

Die Staatsregierung hofft alle dieſe Geſetzesvorlagen bis zum Beginn der 
nächſten Seſſion des Landtages fertig zu ſtellen. Gelingt es, über dieſelben eine Ver⸗ 
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ſtändigung mit den beiden Häuſern des Landtages zu erzielen, ſo würden für die ſpäteren 
Seſſionen nur noch die Entwürfe zu Kreis, und Provinzialordnungen für die Provin— 
zen Schleswig⸗Holſtein und Hannover ſowie neuer Gemeindeverfaſſungsgeſetze für die 
öſtlichen Provinzen auszuarbeiten ſein. 

Was die Hohenzollernſchen Lande anbetrifft, fo iſt für dieſelben nach dem Vor— 
bilde der neuen Kreisordnung bereite im vorigen Jahre eine Amts und Laudesord. 
nung erlaſſen. An dieſelbe wird ſich der Erlaß einer neuen Gemeindeordnung, welche 
gleichfalls als ein dringendes Bedürfaiß anzuerkennen iſt, anzuſchließen haben. 

Von allen dieſen Geſetzen, welche zur Ordnung der Verfaſſung und Verwal— 
tung der Gemeinden, Kreiſe und Provinzen theils bereits erlaſſen find, theils erlaſſen 
werden ſollen, wird der Organismus der für die allgemeine Landesverwaltung beſte— 
henden Staatsbehörden nahe berührt. Insbeſondere find es die Bezirksregierungen, 
deren Stellung und Befugniſſe durch dieſelben eine wefentliche Abänderung theils be— 
reits erfahren haben, theils in noch weiterem Umfange erfahren werden. Es bedarf 
daher die Frage einer eingehenden Erörterung, ob die Regierungen in ihrer bisheri— 
gen collegialen Verfaſſung noch fernerhin beizubehalten oder in welcher Weiſe dieſelben 
zu reorganifiren ſein werden. Die Entſcheidung diefer Frage kann zweckmäßig nicht 
bis dahin ausgeſetzt werden, wo die Reform der Gemeinde-, Kreis- und Provinzial 
verfaſſungen zum Abſchluſſe gelangt fein wird; vielmehr erſcheint es nothwendig, ſich 
zunächſt über die Grundzüge eines Reorganiſationsplaus ſchon jetzt, im Zuſammen⸗ 
hange mit den Erwägungen für die weiteren Reformgeſetze, zu verſtändigen. 

Bei den bisherigen Berathungen des Landtages it wiederholt der Wuunſch zu 
erkennen gegeben worden, daß dem Laudtage ein vollſtändiger Plan für die Reform 
der geſammten inneren Landesverwaltung jo bald als möglich vorgelegt werden mochte, 
da es ohne Einſicht eines ſolchen Plans faſt unmöglich ſei, die auf die Reform der 
Verfaſſung der communalen Verbände des Staats bezüglichen Geſetzentwürfe einge⸗ 
hend und ſachgemäß zu prüfen. Und in der That erſcheint dieſer Wunſch im Hinblick 
auf die mannigfachen und engen Beziehungen, welche zwiſchen der Verwaltung des 
Staates und ſeiner Einzelverbände beſtehen und folgeweiſe auch bei einer Reform der 
letzteren ſich geltend machen müſſen, als berechtigt. 

Wenn es ſich beiſpielweiſe darum handelt, die Befugniſſe der Aufſichtsbehorden 
der Gemeinden oder Kreiſe zu beſtimmen, ſo wird der Geſetzgeber wiſſen müſſen, 
welchen Behörden dieſe Aufſicht übertragen werden ſoll und in welcher Art dieſe Be: 
hörden organifirt ſein werden. 

Es kommt ferner in Betracht, daß eine größere Reihe wichtiger und weit 
tragender organiſatoriſcher Geſetze auf anderen Gebieten, insbeſondere das Unter 
richtsgeſetz, die Wegordnung, das Jagdpolizei⸗, das Vorfluthgeſetz u. a. für die 
Beſchlußnahme des Landtages vorbereitet werden, welche aber zweckmäßig erſt dann 
erlaſſen werden köunen, wenn wenigſtens im Allgemeinen feſtſteht, welche ſtaatlichen 
Behörden und Organe der Selbſtverwaltung in Zukunft vorhanden und in welcher 
Weiſe dieſelben organiſirt ſein werden. 

Es find deshalb die Grundzüge eines Reorganiſationsplans für die allge» 
meine Landesverwaltung anfgeitellt worden, welche zur Zeit der Beſchlußnahme des 
Staatsminiſteriums unterliegen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium des Innern Franz 
Ritter Wagner v. Kremsthal anläßlich deſſen Penſtonirung das Ritterkreuz des 
Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtrathe der Statthalterei in Linz Joſeph Ed. v. 
Poſch das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. a 

Seine Majeftät haben dem Oberfinanzrathe a. D. Chriſtian Ritter d'Elvert 
den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe Joſeph Winterhalder eine ſyſte— 
miſirte Sectionsrathsſtelle im Miniſterium des Innern verliehen. 10 

Seine Majeſtät haben dem Forſtrathe im Ackerbauminiſterium Emanuel 
Zinner tarfrei den Titel und Charakter eines Oberforſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte Dr. Joſeph Standhartner den 
Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe tarfrei verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Director des Wiener Aqua— 
riums Dr. Eduard Gräffe zum Inſpector an der zoologiſchen Verſuchsſtation in 
Trieſt ernannt. 


Erledigungen. 


Kanzliſtenſtelle im Miniſterinm für Landesvertheidigung mit 600 fl. Gehalt 
und 300 fl. Artivitäts⸗Zulage, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 271.) 

Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei dem k. k. Tabak Hauptmagazine 
in Wien gegen Cantion, bis 25. December. (Amtsbl. Nr. 271.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle in Steiermark, bis 25. December. (Amtsbl. Nr. 272.) 

Bauadjunctenſtelle in Salzburg mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20. December. 
(Amtsbl. Nr. 273.) 

Baurathsſtelle in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe eventuell eine Oberin⸗ 
genieurs⸗, Ingenieurs- und Bauadjunctenſtelle, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 276.) 

Calculantenſtelle beim Rechnungsdepartement der k. k. ſteiermärkiſchen Statt⸗ 
halterei mit 1 fl. Taggeld. (Amtsbl. Nr. 276.) 


Für den Druck verrantwortlich C. Piſtori. 


